
VEREINBARUNG

über die übertragung voii Ubersclillsseii gcinß Artikel 20 desöstcrrcicliisclicii Sta bilitätspa ktes 2012 zwIschen Land und den Vorariberger Gciiiei iidcii

abgeschlossen zwischen

1 .) dem Land Vorarlberg, vetireten durch Landeshauptmann Mag. Markus Wailner einerseits und2.) dcii Gern emden Voiarlbergs, vertitten durch den Präsidenten des VorailbergerGenielndeverbancies Bürgermeister Mag. Harald Sonderegger andererseits:

1.

Gemäß Artikel 20 des Österreichischen Stabilitätspaktes 2012 (LT-Beschluss vom 14.2.20 13;Beilage 82/2012), übertragen die Gemeinden Vomrlbergs ihre a11f11igen Hauslialtsüberschüsse fltr dieGeltungsdauer des Österreichischen Stabiliiätspaktes 2012 (unbefristet) — soweit die jeweiligeFiskairegel (Maastricht—Saldo, Sehuldenbremse, Ausgabenbremse, Schuldenquotenanpassung)Llbererfl)llt wird - auf das Land Vorarlberg.

II.

Gemäß Artikel 20 des Österreichischen Stabilitäispakies 2012 überträgt das Land Vorarlberg seineallflligen Haushaltstlberschtlsse ftlr die Geltungsdauer des Österreichischen Stabilitätspaktes 2012(unbefristet) — soweit die jeweilige Fiskaliegel (Maastricht-Saldo, Schuldenbremse, Ausgabenbrem se,Schuldenquoteiianpassung) übererfühlt wiid — auf die Gemeinden Voraiibergs.

111.

Maastriclil-Saldo: Die Länder veipflichten sich in den Jahren 2012 bis 2016 folgende Werte für den[laushaltssnldo nach ESVG (Maastriclit—Snldo) nicht zu unterschreiten (in % des nominellen 131 P):2012:-0,54: 2013:-0,44; 2014 - 0)29; 2015:-0,14; 2016:+0,0l). Die Gemeinden verpflichten sich, indcii Jahren 20 1 2 bis 2016 laiiclcsweise einen ausgeglichenen I-laushaltssaldo nach ESVG (MaastrichtSaldo) zu erzielen. Un(erschieitungdn des jeweils zulässigen Maastricht-Saldos gemäß Art 3 Abs 5sind im Folgejahr auszugleicimen.
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Schuldenbremse (struktureller Saldo): Die 1-laushalte von Bund, Ländern und Gemeinden sind

grundsätzlich auszugleichen oder haben im Überschuss ZU sein. Diesem Grundsatz ist für den

Gesamtstaat entsprochen, wenmi der jährliche strukturelle Haushaltssaldo Österreichs in den Jahren ab

201 7 insgesamt —0,45% des nominellen BIP nicht unterschreitet. Der Anteil der Länder und

Gemeinden am strukturellen Haushaltssnldo des Gesamtstaates darf —0,% des nominellen BW nicht

unterschreiten. Die Gemeinden Vorarlbergs können einen 20—prozentigen Anteil an dem auf

Vorarlberg entfallenden Anteil des strukturellen Saldos nutzen.

Länder und Gemeinden (landesweise) stellen in den Jahren 2012—2016 eine rasche Annäherung an

dieses Ziel sicher. Berechnungsgrundlage ist der Maastricht-Saldo bereinigt um den anteiligen

Konjunkt ureffekt und um al ltl lige Einmalmaßnahmeii.

Kontrollkonto: Ab dem Jahr 2017 haben Bund, Länder und Gemeinden (landesweise) ein

Koiitrollkonto betreffend den strukturellen I-laushaltssaldo zu führen. Das Land Vorarlberg besorgt die

Führung eines Kontrollkontos für die Gemeinden. Alle Differenzen (Belastungen/Gutschriflen) sind

auf diesem zu erfassen und über die Jahre zu saldieren.

Bei der Fülirtiiig des Kontrollkoiitos zum struktuivllen Saldo werden allfllige Uberschüsse des

Landes bzw. der Gemeinden gegenseitig angerechnet. Die saldierte GesamtbelastLmng der Länder und

Gemeinden darf -- 0,367% des nominellen BW nicht unterschreiten. Diese 0,367% verleileii sich zu

0,25% auf die Länder (Verteilung nur Länder nach Anteil am Betrag der Regelgreimze für das

strukturelle Defizit) und zu 0,117% auf die Gemeinden. Die Vorarlberger Gemeinden dürfen 5,52%

von den 0,11 7% des nom mcl leii B 1 P nicht überschreiten.

Ausgabenbrem se: Das jährliche Ausgabcnwachst mmn (Länder und Gemeinden landesweise) liegt bis

zur Erreichung des mittelfristigen Haushaltszieles unterhalb einer mittelfristigen Referenzratc des

potenziellen 131 P—Wachstums (Potcntialwachstunisrate), es sei denn, eine Überschreitung wird durch

cliskretionäre einnahmnenseitige M aßnahmen in gleicher Höhe ausgeglichen. Nach Erreichung des

in ittelfristigen 1-1 aushaltszieles geht das jährliche Ausgabenwachstuin nicht über die in ittelfristige

Referenzrate des potenzielleti BW—Wachstums hinaus, es sei denn, eine Uberschreitung wird durch

diskretionäre cinnahmenseit ige Maßnahmen in gleicher Höhe ausgeglichen

Schu ldengu otenanpassung: Ziel ist die gesamtstaatliche Schiuldenquotc unter den Referenzwert von

60% des nominellen BIP zu senken und darunter ZU belassen. Solange der Schuildenstand diese 60%

übersteigt, ist der Schuldenstancl durchschnittlich um ein Zwanzigstel über die jeweils letzten 3 Jahre

zu verringern. Der Anteil vom Land Vorarlberg tmnd den Vorarlberger Gemeinden (landesweise) ergibt

sich aus dem Verhältnis ZU Bund. Ländern und Gemeinden gemäß Schuldenstand nach ESVG zum

31.12.2011.

l-laftungsobcrgrenzen: Für Länder und Gemeindeim werden durch die Länder rechtlich ‘erbindl iche

l-Iaftungsobcrgrenzen für die Länder und Iandesieclitlich für die jeweilige Gemeindeebenc über einen

in ittelfristigen Ze itramn im Vorhinein festgelegt.
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Iv.

Diese Vereinbarung tritt rückwirkend mit 1. Jänner 2012 iii Kraft und gilt unbefristet.

Diese Vereinbarung wird in dreifacher Ausfeiligung errichtet. Je eine Ausfertigung erhalten das LandVorarlberg, der Vorarlberger Geineincieverband und das Österreichische Koordinat ionskom itec.

Bregenz, an / Dornbirn, am 2.

Fü das Land Vorar1tcig r
Für die Gemeinden Vorarlbergs/ 0

)1 ‚ *

— —t /1 j: :
(. /1

-/ Mag. Markus WaI1ir Bürgermeister Mag. I-laiald Sonderegger/ (1 andeshauptmann) (Präsident des Vorariberger Gcmeindeverbandes)
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